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Einleitung
Das Thema Mobbing ist zur Jahrtausendwende europaweit 
zunehmend ins Blickfeld der Öffentlichkeit gerückt [1]. Kein 
anderes Thema hatte in den Jahren 2000 bis 2002 eine derartig 
stabile bis auf die Titelseiten führender Publikationen reichende 
Medienpräsenz [2]. Allein im Zeitraum 1998 bis 2002 brachte 
das Deutsche Ärzteblatt 17 Beiträge und Berichte, in denen es 
um Mobbing ging. Insbesondere im Arbeitsleben scheinen sich 
Mobbingpraktiken in den letzten Jahren wie eine die Volksge-
sundheit bedrohende Seuche ausgebreitet zu haben, wenn man 
den von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin in Auftrag gegebenen und letztes Jahr veröffentlichten 
„Mobbingreport“ [3] zugrundelegt, in dem von 800 000 be-
troffenen Erwerbstätigen im Jahr 2000 die Rede ist.
Doch muss man diese und auch die bereits früher kursierenden 
und zum Teil noch höheren Zahlen mit großer Vorsicht behan-
deln. Interessant ist in diesem Zusammenhang ein Ergebnis der 
ebenfalls im letzten Jahr veröffentlichten „Gesamtschweize-
rischen Mobbingstudie“ [4], in deren Rahmen u. a. zwar 4,4 % 
der Probanden auf eine entsprechende Frage erklärten, sich als 
Mobbingopfer zu fühlen, wobei aber nur 2,4 %, also etwas mehr 
als die Hälfte, die zugrundegelegten arbeitswissenschaftlichen 
Mobbingkriterien erfüllten. Vermutlich würden noch weniger 
der sich gemobbt Fühlenden die Voraussetzungen erfüllen, die 
das Vorliegen von Mobbing im Rechtssinne erfordert.
Damit soll keine Verharmlosung des Problems erfolgen. Wir 
haben es mit einer ernsthaften, die volle gesundheitspolitische 
und rechtsstaatliche Aufmerksamkeit erfordernden Entwick-
lung zu tun. In den Praxen von Ärzten, Psychologen und An-
wälten, aber auch in den Gerichtssälen mehren sich Fälle, bei 
denen es um die Frage der Feststellung und Bewältigung von 
Mobbing bzw. hierauf zurückgeführter Erkrankungen geht. Im 
Extremfall offenbaren sich grausame und menschenverachten-
de Praktiken der systematischen Persönlichkeitsvernichtung.

P. Wickler

Mobbing als Noxe 
Zusammenfassung   Der Beitrag gibt einen Überblick über die Erfordernisse, Grundlagen  und Methodik sowie den aktuellen Stand der 
juristischen Mobbingbekämpfung. Unter dem Blickwinkel ihrer schadenersatzrechtlichen und gutachterlichen Relevanz werden die gesund-
heitlichen Folgen von Mobbing erörtert. In diesem Zusammenhang wird auf das in Deutschland bestehende Manko des Fehlens einer die 
Noxe Mobbing erfassenden medizinischen Grundlagenforschung bzw. des Fehlens einer auf ein breiteres Fundament gestellten, das „Mobbin-
gsyndrom“ beschreibenden und anerkennenden medizinischen Lehrmeinung hingewiesen. Der Referent vertritt die Auffassung, dass dieses 
Manko nicht zu Lasten von Mobbingopfern oder der für die gesundheitlichen Folgen aufkommenden Solidargemeinschaft gehen kann, und 
dass die im wesentlichen auf die  Forschungsergebnisse des Psychologen und Arbeitswissenschaftlers Leymann zurückgehenden, in dem 
Lehrbuch für Psychotraumatologie von Fischer/Riedesser beschriebenen Erkrankungszusammenhänge der gerichtlichen Entscheidungsfin-
dung zugrundegelegt werden müssen. 

Schlüsselwörter   Mobbing – Justiziabiliät – Mobbingbekämpfung – Doktrin der Nulltoleranz – allgemeines Persönlichkeitsrecht – psycho-
soziale Destabilisierung – kumulative Traumatisierung – Mobbingsyndrom – juristische Mobbingdefinition – Grundsatz der verhaltensumfas-
senden Beurteilung – Persönlichkeitsbekämpfungsvorsatz – Plausibilitätskontrolle – medizinisches Mobbinggutachten

Anschrift des Verfassers:
Dr.jur. Peter Wickler
Vizepräsident des Thüringer Landesarbeitsgerichts
Justizzentrum Erfurt
Rudolfstraße 46
99096 Erfurt

Andererseits erlebt man bei Gericht Trittbrettfahrer, die Mob-
bing als Allzweckwaffe der Rechtsverteidigung oder der son-
stigen Interessenverfolgung einsetzen. Vermutlich wird sich 
die Zahl der Mobbingtrittbrettfahrer sprunghaft erhöhen, wenn 
sich die Gerichtsentscheidungen mehren, in denen Mobber zu 
hohen Geldentschädigungen bzw. Schmerzensgeldern verur-
teilt wurden. Dies ist aber kein Grund zu einer restriktiven Ent-
schädigungspraxis in den Fällen nachweislichen Mobbings. Die 
Noxe Mobbing kann ohne die Realisierung einschneidender 
finanzieller Sanktionen und eine dem Verursacherprinzip 
folgenden Haftung für mobbingbedingte Gesundheitsschäden 
nicht wirksam bekämpft werden.
Da Deutschland anders als einige andere europäische Länder 
weder über ein Gesetz zur Mobbingbekämpfung verfügt und 
ein solches von der derzeitigen Regierung auch nicht geplant 
ist [5], bedarf es einer Erschließung des vorhandenen Rechts 
für die juristische Zielerfassung von Mobbingsachverhalten. Es 
bedarf aber auch in der Medizinwissenschaft einer breiteren 
Befassung mit der Krankheitsursache Mobbing und der schul-
medizinischen Absicherung von Erkenntnissen zu ihren ge-
sundheitlichen Auswirkungen.

Mobbingmerkmale und gesundheitliche Mobbingfolgen

Im alltagssprachlichen Gebrauch versteht man unter Mob-
bing das ständige Schikanieren von Arbeitskolleginnen und 
-kollegen mit der Absicht, sie vom Arbeitsplatz zu vertreiben. 
Untersuchungen der Europäischen Stiftung zur Verbesserung 
der Lebens- und Arbeitsbedingungen (Dublin-Stiftung) und 
der International Labour Office (ILO) sprechen in Bezug auf 
Mobbing von einer durch wiederholte Verhaltensweisen be-
gangenen (psychologischen) Gewaltausübung, welche für sich 
allein betrachtet zwar relativ unbedeutend, in ihrer Kumulation 
aber eine sehr schwere Form der Gewalt sein können [6]. Im 
Kern geht es um systematische Angriffe auf die psychische 
Stabilität und die soziale Geltung der Zielpersonen. Diese wer-
den einer ihre Psyche zermürbenden und ihre Persönlichkeit 
entwürdigenden Behandlung ausgesetzt.
In Betracht kommt eine Vielzahl von feindlichen Verhaltens-
weisen. Diese können lediglich in bestimmten Kategorien 
erfasst werden, sind aber nicht abschließend katalogisierbar. 
Das Vorliegen von Mobbing ist gekennzeichnet durch eine fort-
gesetzte, prozesshafte Wiederholung von Angriffen der oben 
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genannten Art. Dabei kann es sich um die Wiederholung der-
selben Handlung, aber auch um wechselnde Handlungen einer 
oder unterschiedlicher Kategorien handeln. Der Geschehens-
verlauf von Mobbing ist typischerweise geprägt durch eine im 
Verlauf erfolgende quantitative und qualitative Zunahme des 
auf das Opfer ausgeübten Drucks, der dazu führen kann, dass 
das Opfer einem regelrechten Psychoterror ausgesetzt ist.
Nahezu die gesamte fachwissenschaftliche Diskussion aller 
involvierten Disziplinen betrifft das Thema Mobbing am 
Arbeitsplatz. Wenngleich der Arbeitsplatz sein Hauptvor-
kommensgebiet darstellt, ist die juristische Zielerfassung des 
Mobbingphänomens nicht nur auf dessen Verbreitung in der 
Arbeitswelt von Arbeitnehmern und Beamten zu beschränken. 
Gemobbt wird auch in anderen Situationen unausweichlicher 
Personenzusammenführung, wie unter Soldaten und Wehr-
pflichtigen, in Schulen, in Strafanstalten und Vereinen. Auch 
insoweit besteht nicht der geringste Grund, die rechtsstaat-
liche Bekämpfung mobbingbedingter Rechtsverletzungen zu 
vernachlässigen.
Es ist auch durchaus nicht immer so, dass es dem Mobber um 
das Vertreiben seines Opfers vom Arbeitsplatz geht. Aus recht-
licher Sicht ist es deshalb sinnvoll, auf die sich in seinem Han-
deln widerspiegelnde primäre Zielstellung der psychosozialen 
Zersetzung des Opfers zu fokussieren. Ob diese Zielstellung 
aus der Sicht des Mobbers lediglich als Mittel zur Realisierung 
weitergehender Absichten eingesetzt wird, oder ob es nur um 
die schlichte Bekämpfung der Persönlichkeit des Mobbingop-
fers geht, ist für die Ebene der Begründung rechtlicher Kon-
sequenzen nicht von Belang.
Je nach Dauer und Intensität der Angriffshandlungen kann 
Mobbing durchaus in Psychoterror übergehen. Werden An-
griffe auf die Psyche über längere Zeit praktiziert, haben sie 
nach den auf den Forschungsarbeiten des Psychologen und 
Arbeitswissenschaftlers Leymann zurückgehenden Erkenntnis-
sen verheerende gesundheitliche Folgen für die Zielpersonen 
[7]. Dass dies nicht anders sein kann, sagt schon der gesunde 
Menschenverstand. Dieser ist im Falle des Juristen aber ein me-
dizinischer Laienverstand und stößt deshalb an seine Grenzen, 
wenn es um die Beurteilung komplexer psychopathologischer 
Erkrankungszusammenhänge geht.
Obwohl die Bundesärztekammer bereits in einer zum 100. 
Deutschen Ärztetag 1997 [8] veröffentlichten Entschließung 
darauf hingewiesen hat, dass Mobbing nicht nur seelisch be-
lastet, sondern auch körperlich krank macht, besteht erstaun-
licherweise bei der Recherche nach einer die Traumatisierung 
durch Mobbing erfassenden medizinische Grundlagenfor-
schung oder einer das Mobbingsyndrom beschreibenden und 
anerkennenden medizinischen Lehrmeinung oder sonstigen 
aus dem Kreis der Medizin stammenden Veröffentlichungen 
mit Sachbezug bis auf wenige Ausnahmen [9] Fehlanzeige.
In keiner der wenigen Veröffentlichungen wird allerdings die 
krankmachende Wirkung von Mobbing und das bereits von 
Leymann beschriebene und als psychiatrisches Syndrom und 
Krisenreaktionen bezeichnete mobbingtypische Symptomgefü-
ge und sein Entstehungsprozess in Frage gestellt. Angesichts 
dieser Lage wird man weder als medizinischer Sachverstän-
diger noch als juristischer Entscheider einem Mobbingopfer 
die rechtliche Anerkennung seiner Gesundheitsschäden als 
Mobbingfolge allein mit der formalistischen Begründung ver-
weigern können, es fehle an einer allgemein anerkannten me-
dizinischen Lehrmeinung für die Bejahung der beispielsweise 
im Lehrbuch der Psychotraumatologie von Fischer/Riedesser 
als kumulative Traumatisierung eingeordneten Verursachungs-
zusammenhänge.

Bei der juristischen Beurteilung von mobbingbedingten Ge-
sundheitsschäden muss deshalb der zu dieser Problematik 
derzeit von den wenigen einschlägigen Publikationen reprä-
sentierte Bestand des medizinischen Lehr- und Praxiswissens 
zugrundegelegt werden. Danach können die durch Mobbing 
möglichen gesundheitlichen Folgen und der diese Folgen verur-
sachende mobbingtypische Wirkungszusammenhang aus heu-
tiger Sicht in etwa wie folgt grob zusammengefasst werden: 
Die von Seiten des Mobbingakteurs ausgehende permanente psychische 
Belastung wird durch automatische Gedankenvorgänge des Betroffenen 
verstärkt. In diesen wiederholt sich die Konfrontation mit dem Mobbing-
zustand. Der von den Primärursachen ausgelöste Stress wird dann auch 
noch durch den Terror nicht abschaltbarer Gedanken ständig reprodu-
ziert. Die permanente psychische Belastung versetzt den Organismus in 
einen ununterbrochenen Alarmzustand („flight or fight“-Reaktion), dem 
dieser auf Dauer nicht gewachsen ist, und der zu einer Aufzehrung der 
Stressbewältigungsressourcen führt. Es entsteht ein psychodynamischer 
Prozess, bei dem psychische und psychosomatische – und vermittelt 
darüber – körperliche Erkrankungen die regelmäßige Konsequenz sind. 
Charakteristisch ist das Auftreten nicht nur von einem, sondern von einer 
Gruppe von Symptomen. Die Belastung durch Mobbing kann als Ursache 
eines sich fortschreitend verschlimmernden psychodynamischen Prozesses 
über zunächst leichtere unspezifische und abschnittsweise auftretende 
Befindlichkeitsstörungen, psychosomatische und psychische Befunde und 
organische Stressreaktionen zu das Bewältigungsvermögen des Betrof-
fenen überlastenden, manifesten, auch körperlichen oder psychiatrischen 
Krankheitssymptomen gravierender, chronifizierter und teils irreversibler 
Art bis hin zu schweren, von extremer Depression oder extremer Obsessi-
on geprägten Persönlichkeitsveränderungen und einer akuten Suizidaldiät 
führen. Bereits nach 3–6 Monaten können sich aus dem für die Betroffenen 
als Angststörungen (PTSD) einzuordnende Belastungssymptome bis hin zu 
intensiver Furcht, Schock und Hilflosigkeit entwickeln. Nicht selten ist die 
gesundheitliche Schädigung derart gravierend, dass sie am Ende den Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit zur Folge hat. 
In diesem Zusammenhang soll anschließend auch noch darauf 
verwiesen werden, dass die Europäische Agentur für Sicherheit 
und Gesundheit am Arbeitsplatz einen Ursachenzusammen-
hang von psychischen und psychosomatischen Gesundheitsstö-
rungen wie Stress, Depressionszuständen, Phobien, Schlaf- und 
Verdauungsstörungen, Muskel- und Skeletterkrankungen und 
nachhaltig anhaltenden Symptomen, wie sie auch nach anderen 
traumatischen Erlebnissen, wie Katastrophen und Überfällen 
beobachtet wurden, als für allgemein nachgewiesen erachtet 
[10].

Rechtliche Erfassung von Mobbingsachverhalten

Vor Gericht soll in der Regel eine Entscheidung darüber herbei-
geführt werden, ob es sich um Mobbing im Rechtssinne han-
delt und wenn dies zu bejahen ist, ob und in welchem Ausmaß 
hierdurch eine Gesundheitsverletzung bei dem Mobbingopfer 
verursacht wurde und in welchem Umfang, aber auch von wem 
der ansonsten weitestgehend zu Lasten der Solidargemein-
schaft gehende Mobbingschaden zu ersetzen ist.
Weil Mobbing in Deutschland kein durch Gesetz festgelegter 
Tatbestand ist, ist der Erfolg von Mobbingschutz- oder Mobbin-
gschadensersatzklagen davon abhängig, ob das geltende Recht 
für die Beurteilung der unter dem Begriff Mobbing verstan-
denen Verhaltensweisen überhaupt zugänglich ist. Obwohl es 
bereits Mitte der 90er Jahre zu einer Diskussion des Themas 
„Mobbing“ in der arbeitsrechtlichen Fachliteratur kam, führte 
dies nicht zu Ergebnissen, die für einen erfolgreichen Mob-
bingschutz in der Rechtsanwendungspraxis geeignet waren. 
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Diese Diskussion war auf der Basis eines Mobbing als Ar-
beitsplatzkonflikt begreifenden sozialwissenschaftlichen Mob-
bingverständnisses angelegt und erschöpfte sich weitgehend in 
der Erörterung der gegen die einzelnen Mobbingtatelemente 
bestehenden zivil-, straf- und betriebsverfassungsrechtlichen 
Handlungsmöglichkeiten.
Die für die rechtliche Erfassbarkeit von Mobbinghandlungen 
notwendige Frage der rechtsschutzsystematischen Einordnung 
des als Mobbing zu bezeichnenden Gesamtverhaltens in das 
bestehende Rechtssystem blieb unbeantwortet. Das aus der 
Besonderheit einer aus mehreren, nicht lediglich isoliert zu 
betrachtenden Verhaltensbestandteilen zusammengesetzten 
Rechtsverletzung folgende Erfordernis einer verhaltensum-
fassenden Beurteilung blieb unbeachtet. Zwar bestand allseits 
Einigkeit über die rechtliche Relevanz der Mobbingfrage, 
aber unter dem Strich etablierte sich ein eher resignativer 
Grundtenor, dass gegen Mobbing kein oder nur schwerlich ein 
rechtliches Kraut gewachsen sei, weil es sich bei den Mob-
bing ausmachenden vielen Nadelstichen für sich genommen 
in der Regel eben nur um Verhaltensweisen handele, die zwar 
menschlich missbilligenswert seien, aber immer noch in der 
Bandbreite sozialadäquaten Verhaltens straf- oder zivilrecht-
lich irrelevanten Verhaltens lägen.
An anderer Stelle wird wiederum auf eine mögliche psycho-
logische Hemmschwelle der Gerichte hingewiesen, jemanden 
zum Schadenersatz zu verurteilen, wenn er aufgrund schlechter 
zwischenmenschlicher Beziehungen für die Krankheit anderer 
eine Ursache gesetzt hat [11]. Wie die Praxis zeigt, handelt es 
sich bei Mobbingattacken aber keineswegs immer und noch 
nicht einmal überwiegend nur um mit der rechtlichen Lupe 
nicht mehr erkennbare Nadelstiche oder eine zwischenmensch-
liche Störung, wie sie jeden und überall immer einmal treffen 
kann, sondern zu einem guten Teil um massiv persönlichkeits-
feindliche Handlungen, welche in ihrem Zusammenwirken 
die gleichen Folgen haben können wie gegen Leib und Leben 
gerichtete Straftaten. Würde der Staat die Akteure eines Mob-
binggeschehens sich selbst überlassen, würden sich am Arbeits-
platz und in den übrigen mobbingrelevanten Lebensbereichen 
rechtsfreie, von der Macht des Stärkeren beherrschte Räume 
bilden. Hierbei handelt es sich um einen in einem Rechtsstaat 
nicht hinnehmbaren Befund. Ganz allgemein ist zur Mobbin-
gbekämpfung ein auf die „Doktrin der Nulltoleranz“ gegrün-
deter und als verhaltenskulturelles Steuerungsmittel wirksamer 
Mobbingrechtsschutz gefordert.
Mit den Entscheidungen des Thüringer Landesarbeitsgerichts 
(LAG) vom 15. 2. und 10. 4. 2001, des LAG Baden-Württ-
emberg vom 27. 7. 2001 und des LAG Rheinland-Pfalz vom 
16. 8. 2001 ist die Justiziabilitätsfrage von Mobbingsachverhal-
ten im Sinne der Erfordernisse eines Rechtstaats beantwortet 
worden [12]. Dieser Rechtsprechung liegt zugrunde, dass auch 
für die Austragung sozialer Konflikte nach der verfassungs-
mäßigen Wertordnung eine nicht überschreitbare Grenzlinie 
besteht, diese auch rechtlich definierbar und deren Einhaltung 
auch rechtlich durchsetzbar sein muss.
 Darüber hinaus wird berücksichtigt, dass die mit der „Doktrin 
der sozialen Konfliktaustragung als allgemeines Lebensrisiko“ 
verbundene Annahme einer beide Konfliktparteien jedenfalls 
in irgend einem Quantum zurechenbaren, eine richterliche 
Nichteinmischung legitimierende Ursachensetzung sowohl 
tatsächlich als auch rechtlich in den Fällen nicht haltbar ist, in 
denen lediglich die störende Existenz des Mobbingopfers oder 
der Umstand, dass dieses lediglich seine durch Gesetz oder 
Vertrag verbrieften Rechte wahrnimmt, den Mobbingangriff 
ausgelöst hat. Das Thüringer LAG entschied, dass Mobbing am 

Arbeitsplatz einen schweren Eingriff in das im Verhältnis zu 
Kollegen und Vorgesetzten nach § 823 Abs. 1 BGB, Art. 1 und 
2 GG und im Verhältnis zum Arbeitgeber auf der Grundlage 
der im Lichte des Art. 1 und 2 GG zu interpretierenden arbeits-
vertraglichen Schutzpflichten zusätzlich geschützte allgemeine 
Persönlichkeitsrecht und die Gesundheit eines Arbeitnehmers 
darstellt. Darüber hinaus gründete es seine Entscheidung auf 
eine Verpflichtung der Gerichte, in Mobbingfällen dem verfas-
sungsrechtlichen Persönlichkeitsschutz durch eine verhaltens-
umfassende und nicht lediglich isoliert auf die einzelnen Hand-
lungen bezogene Beurteilung des Eintritts der Voraussetzungen 
einer Persönlichkeitsrechtsverletzung zur Geltung zu verhelfen 
(Grundsatz der verhaltensumfassenden Beurteilung). In diesem 
Sinne entschieden auch das LAG Baden-Württemberg und 
LAG Rheinland-Pfalz. 
Diese Gerichtsentscheidungen führten zu einem Wiederaufle-
ben und gleichzeitig zu einer Verstärkung der Befassung des 
arbeitsrechtswissenschaftlichen Schrifttums mit dem Thema 
Mobbing. Innerhalb von zwei Jahren waren mehr als 30 neue 
Beiträge [13], darunter auch die bislang vermisste Präsenz in 
der arbeitsrechtlichen Standardliteratur zu registrieren. Die 
Entscheidungen fanden hierbei fast ausnahmslos Akzeptanz. In 
einem Großteil der sich anschließenden einschlägigen arbeits-
gerichtlichen Rechtsprechung wurde der in den o.a. Urteilen 
zum Ausdruck gekommene Mobbingschutzansatz übernom-
men [14].
Zu erwähnen ist weiterhin, dass am 11. 6. 2002 auch das 
BVerwG (mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die arbeitsge-
richtliche Rechtsprechung) und der BGH am 1.8.2002 Entschei-
dungen gefällt haben, in denen Mobbing als Verletzung des 
allgemeinen Persönlichkeitsrechts eingeordnet wird, ohne die 
Justiziabilität im Geringsten zu problematisieren [15]. Zuvor 
hatten bereits am 15. 1. 1997 das BAG und am 14. 2. 2001 das 
BSG, ohne dass dies Auswirkungen auf die dortige Entschei-
dungsfindung gehabt hätte, eine juristische Umschreibung des 
Mobbingbegriffes geliefert und damit ihre Bereitschaft zum 
operativen Mobbingschutz bei sich bietender Gelegenheit si-
gnalisiert [16].
Insgesamt ist daher für den aktuellen Stand festzuhalten, dass 
das Erfordernis des Mobbingschutzes sowohl im rechtswis-
senschaftlichen Schrifttum als auch in der Rechtsprechung 
durchweg gesehen und in dem von jedermann zu achtenden 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht eine tragfähige Verankerung 
gefunden hat. Die juristische Bedeutung des Begriffs Mobbing 
ist danach dem Kern der Sache nach die Bezeichnung eines 
Spezialfalls der Verletzung des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts, welcher durch die Summe mehrerer in systematischem 
Zusammenhang stehender und auf die psychosoziale Desta-
bilisierung des Adressaten gerichteter Angriffshandlungen 
gekennzeichnet ist.
Ansprüche auf Mobbingabwehr und Beseitigung bzw. Aus-
gleich der Mobbingfolgen haben ihren Ausgangspunkt und 
zugleich Prüfungsschwerpunkt in der Feststellung einer durch 
mobbingspezifische Angriffshandlungen verursachten Per-
sönlichkeitsrechtsverletzung. Das allgemeine Persönlichkeits-
recht des Mobbingopfers ist vor dessen Gesundheit das erste 
Rechtsgut, das den toxischen Wirkungen der Noxe Mobbing 
erliegt, um im medizinischen Bild zu bleiben. Erst wenn die als 
Mobbing zur Überprüfung gestellte Verhaltensgesamtheit die 
Voraussetzungen einer mobbingbedingten Verletzung des all-
gemeinen Persönlichkeitsrechts erfüllt, kann unter den Voraus-
setzungen eines entsprechenden Zurechnungszusammenhangs 
diese Verhaltensgesamtheit als Zweitfolge eine Haftung für eine 
mobbingbedingte Gesundheitsverletzung begründen.
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Die Schwierigkeit bei der Prüfung einer mobbingbedingten 
Persönlichkeitsrechtsverletzung liegt bei zweifelhaften Fallge-
staltungen einerseits in der Abgrenzung, ob rechtliche Maßnah-
men oder schlichte Kommunikationsakte die Grenzlinie des 
im sozialen Umgang unter Berücksichtigung des Prinzips der 
Menschenwürde und der Freiheit der Persönlichkeitsentfaltung 
Erlaubten überschreiten, und andererseits in der Herausfilte-
rung von Mobbingschutztrittbrettfahrern und Mobbinghyste-
rikern. Zur Überwindung dieser auch für den Einstieg in den 
medizinisch relevanten Bereich der Rechtsprüfung bestehen-
den Hürde bedarf es eines geeigneten Filtersystems.
Unter Zugrundelegung der die Definitionsbasis des BAG erwei-
ternden Rechtsprechung des Thüringer LAG, nach welcher der 
Begriff des „Mobbing“ fortgesetzte, aufeinander aufbauende 
oder ineinander übergreifende, der Anfeindung, Schikane oder 
Diskriminierung dienende Verhaltensweisen erfasst, die nach 
ihrer Art und ihrem Ablauf im Regelfall einer übergeordneten, 
von der Rechtsordnung nicht gedeckten Zielsetzung förderlich 
sind und jedenfalls in ihrer Gesamtheit das Allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht oder andere ebenso geschützte Rechte wie 
Gesundheit und Ehre verletzen, erfordert dies ein fünfstufiges 
Prüfungsraster [17].
In der ersten Stufe geht es um die Aussonderung von vorn-
eherein irrelevanten Sachverhalten. An dieser Stelle führen 
durch subjektive Empfindungen oder ausschließlich mit ärzt-
lichen Mobbingdiagnosen belegte und ansonsten nach Inhalt 
und Ablauf substanzlos gebliebene Mobbingvorwürfe ebenso 
zum Prüfungsabbruch, wie eindeutige Fälle des rechtlichen 
oder kommunikativen Lebensrisikos oder wechselseitig be-
gangene Angriffe auf die Persönlichkeit (fehlende Täter-Opfer-
Beziehung).
In der zweiten Prüfungsstufe werden die verbliebenen Tatele-
mente einer der verhaltensumfassenden Beurteilung vorgezo-
genen Einzelprüfung unterzogen. Dabei wird im Wesentlichen 
die Rechtswidrigkeit oder kommunikative Inadäquanz und das 
Vorliegen von Persönlichkeitsbekämpfungsvorsatz geprüft, 
denn fahrlässige Handlungen können die Begründung eines 
Mobbingvorwurfs nicht rechtfertigen. Tritt der Persönlich-
keitsbekämpfungsvorsatz durch die äußere Erscheinungsweise 
oder völlige Unverhältnismäßigkeit der Handlung nicht offen 
zu Tage, kann er trotzdem durch die fehlende Plausibilität 
der jeweiligen Handlung in einer intakten die koexistenzielle 
Existenz nicht in Frage stellenden Mitarbeiterbeziehung in-
diziert sein. Fehlt es an der Rechtswidrigkeit oder sozialen 
Inadäquanz, kann das betreffende Tatelement trotzdem durch 
eine Schikanebestimmtheit in dem Kreis mobbingrelevanter 
Handlungen erfasst sein.
Steht bereits in dieser Stufe fest, dass einzelne Tatelemente das 
Mobbingmerkmal der Anfeindung, Schikane oder Diskrimi-
nierung erfüllen, dann sind diese bei der in der fünften Stufe 
erfolgenden und die Tatelemente in ihrer Gesamtheit einbezie-
henden verhaltensumfassenden Rechtsprüfung als selbständige 
oder unselbständige persönlichkeitsrechtsverletzende Verhal-
tensbestandteile nur noch zusammenzuaddieren. Ausgeson-
dert werden in dieser Prüfungsstufe nur die vermeintlichen 
Tatelemente, die sich als formell rechtmäßig erweisen und 
bei denen die Schadenszufügung als alleiniger Zweck bereits 
unabhängig vom Kontext der anderen Tatelemente unzweifel-
haft ausgeschlossen werden kann. Alle anderen Tatelemente, 
sowohl diejenigen mit offenem als auch diejenigen mit bei 
Einzelbetrachtung verdeckten Mobbingcharakter werden in die 
nachfolgenden Prüfungsstufen mitgenommen.
In der dritten und vierten Stufe wird untersucht, ob die verblie-
benen Tatelemente in einem systematischen Mobbingzusam-

menhang stehen. Alle Tatelemente, die keinen Systembezug 
haben, werden ausgesondert. Für den in der dritten Stufe er-
forderlichen äußeren Zusammenhang ist im Wesentlichen eine 
hinreichende zeitliche Nähe erforderlich. Eine Unterbrechung 
des Mobbingzusammenhangs scheidet aber aus, wenn die 
Zeitüberschreitung auf der fehlenden Zugriffsmöglichkeit des 
Mobbers beruht. Der Zeitraum der rechtlichen und psychoso-
zialen Wirkungsdauer von Tatelementen mit dauerverletzender 
Gestaltungswirkung hat Klammerwirkung zu der jeweils vo-
rangegangenen bzw. nachfolgenden Mobbingattacke.
Für den in der vierten Stufe erforderlichen inneren Zusammen-
hang als gemeinsamen Nenner ist eine art- oder ablaufbezo-
gene Regelförderlichkeit einer mobbingtypischen Zielsetzung 
erforderlich. Dies bedeutet, dass die jeweiligen Tatelemente 
nach ihrer individuellen Art oder jedenfalls aufgrund ihres 
Ablaufs (z. B. einer engen Taktfolge der als Mobbingattacken 
in Frage stehenden Handlungen) zur psychosozialen Destabili-
sierung ihres Adressaten als einer von der Rechtsordnung nicht 
gedeckten Zielsetzung geeignet sein müssen und dass dies nicht 
nur auf einer zufälligen Verkettung von Umständen beruht.
In der letzten Stufe geht es um die Feststellung einer verhaltens-
umfassenden Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
oder deren Ausschluss. Dies erfordert das Vorhandensein eines 
Sachverhalts, der die Verfestigung eines persönlichkeitszerset-
zenden Angriffsmusters erkennen lässt.
Zur abschließenden Beurteilung der mobbingintentionalen 
Struktur des Gesamtverhaltens wird das Gesamtgeschehen 
nun einer verhaltensumfassenden Plausibilitätskontrolle unter-
zogen. Dabei kann sich auch für die bei isolierter Beurteilung 
im Hinblick auf eine mobbingbedingte Persönlichkeitsrechts-
verletzung noch neutralen rechtmäßigen bzw. sozialadäquaten 
oder rechtswidrigen bzw. sozialinadäquaten Verhaltensweisen 
eine für die gerichtliche Überzeugungsbildung ausreichende 
Mobbingplausibilität ergeben. Wenn belastende Eingriffe in 
die Persönlichkeitssphäre in einer durch sachliche Gründe nicht 
mehr nachvollziehbaren Häufigkeit oder Intensität auftreten, 
bleibt nur noch das Vorliegen von Persönlichkeitsbekämp-
fungsvorsatz als eine plausible Verhaltensgrundlage übrig.
Dies gilt erst recht bei einer Anhäufung von bereits für sich 
genommen rechtwidrigen Rechtsmaßnahmen oder sozial 
inadäquaten Verhaltensweisen. Insoweit nimmt die Glaub-
würdigkeit der Berufung des potentiellen Mobbingtäters auf  
einen Rechtsirrtum oder ein Versehen mit steigender Zahl der 
angeblich auf solch harmlosen Ursachen beruhenden rechtsfeh-
lerhaften Verhaltens ab. Je öfter und intensiver gegenüber einer 
Person durch deren Persönlichkeitsrechtstellung belastende 
Rechtsakte oder inadäquate Kommunikation ein sozial ausgren-
zendes oder sonst wie psychisch belastendes Verhalten an den 
Tag gelegt wird, umso mehr spricht für die Berechtigung des 
Mobbingvorwurfs. Ist dieser berechtigt und handelt es sich um 
ein mehrmonatiges Mobbinggeschehen, dann wird regelmäßig 
die Frage der Zurechnung der mit diesen in Zusammenhang 
gebrachten Gesundheitsschäden und bei zweifelhafter Sach-
lage die Einschaltung eines medizinischen Sachverständigen 
virulent.

Stellung und Verantwortung medizinischer 
Sachverständiger im Mobbingschutzprozess

Die Einschaltung eines medizinischen Sachverständigen kann 
allerdings im Bedarfsfall bereits bei der Frage relevant wer-
den, ob die psychische Beeinträchtigung der Lebensvorgänge 
eine behandlungsbedürftige Krankheitswertigkeit erreicht hat 
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und damit als schadenersatzpflichtige Gesundheitsverletzung 
im Rechtssinne anerkannt werden kann. Das Haupteinsatz-
feld des medizinischen Sachverständigen bei der gerichtlichen 
Entscheidungsfindung liegt aber im Bereich der Klärung des 
Kausalzusammenhangs zwischen unstreitig feststehenden 
oder nachgewiesenen Mobbinghandlungen und der damit in 
Verbindung gebrachten Gesundheitsschädigung. Aufgabe der 
Begutachtung ist unter Geltung der im Sozialversicherungs-
recht bei der Kausalitätsprüfung vorherrschenden „Theorie der 
wesentlichen Bedingung“ der Ausschluss oder die Feststellung 
des Ursachenanteils mobbingbezogener oder mobbingfremder 
Einflussfaktoren auf die Entstehung und den Verlauf der je-
weiligen Erkrankung. In diesen Fällen setzt eine Bejahung der 
rechtlichen Ursächlichkeit voraus, dass das Mobbinggeschehen 
die wesentliche Bedingung für die in Frage stehende Gesund-
heitsschädigung gesetzt hat.
Im Geltungsbereich zivilrechtlicher Schadenshaftung kommt 
es demgegenüber auf den Ausschluss oder die Feststellung 
von Mobbing als „adäquat kausaler Bedingung“ für den Scha-
denseintritt an. In diesen Fällen reicht es grundsätzlich aus, 
dass ohne das Mobbinggeschehen die Gesundheitsschädigung 
nicht eingetreten wäre, wobei eine rechtliche Beschränkung 
dieses natürlich-logischen Ursachenzusammenhangs durch 
eine Nichtzurechnung unwahrscheinlicher und nach dem re-
gelmäßigen Verlauf der Dinge außer Betracht zu lassenden 
Geschehensabläufe erfolgt. Die medizinisch-juristische Beson-
derheit besteht dabei darin, dass es um die kausale Zuordnung 
psychischer oder psychoorganischer Krankheitsbefunde zu 
einem die psychische Stabilität aufbrechenden, kommunika-
tiv- und/oder körperlich auf das Mobbingopfer einwirkenden 
prozesshaft-dynamischen Täterverhaltens geht.
Gegenstand der Beurteilung der krankheitsauslösenden Ursa-
che ist also nicht die isolierte Bewertung der Wirkung einzelner 
Handlungen, sondern eine durch das systematische Zusammen-
wirken ihrer Tatelemente gebildete Verhaltensgesamtheit, die 
in ihrer Gesamtwirkung auf ihren Verursachungsbeitrag zu der 
in Frage stehenden Gesundheitsschädigung überprüft werden 
muss. Die vielfach zu beobachtende Praxis, dass der Reihe nach 
lediglich jede einzelne der diese Verhaltensgesamtheit bilden-
den Handlungen ohne die Einbeziehung der verbleibenden an-
deren in Bezug auf den festgestellten Erkrankungsbefund einer 
Beurteilung unterzogen wird, reicht insoweit weder im Rahmen 
der gutachterlichen Tätigkeit medizinischer Sachverständiger 
noch bei der gerichtlichen Entscheidungsfindung aus.
Handelt es sich bei dem der Beurteilung unterliegenden Er-
krankungsgeschehen um die bei Mobbingopfern als typisch 
beschriebenen syndromhaften, stressorisch geprägten Sym-
ptombündelungen, dann geht es im Zusammenhang mit der 
Kausalitätsfrage auch um die Feststellung eines Erkrankungs-
zusammenhangs dieser als Bestandteil des Mobbingsyndroms 
in Frage kommenden Krankheitsbilder. 
Der gerichtlich bestellte medizinische Sachverständige muss 
in jedem Fall aus objektiver fachwissenschaftlicher Sicht beur-
teilen, ob der ihm vorgelegte feststehende Mobbingsachverhalt 
nach seiner Intensität und Dauer für den festgestellten Erkran-
kungsbefund nach dem jeweils einschlägigen und vom Gericht 
vorzugebenden Kausalitätsmaßstab ursächlich geworden ist. 
Entsprechendes gilt für den als Privatgutachter für eine Partei 
tätigen Sachverständigen hinsichtlich eines gerichtlich noch 
nicht festgestellten Mobbingsachverhalts.
In beiden Fällen muss der Sachverständige aufgrund eigener, 
nicht lediglich auf das Aktenstudium beschränkter, sondern 
die betroffene Person einschließenden Untersuchungen unter 
Einsatz wissenschaftlicher Methoden und sowohl unter An-

wendung des medizinischen Erfahrungswissens als auch unter 
Einbeziehung der derzeitigen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
zu der gesundheitsbeeinträchtigenden Wirkung von Mobbing 
begründen, warum seines Erachtens die von ihm unmittelbar 
selbst festgestellten oder ihm von anderen Ärzten mitgeteilten 
und aufgrund eigener Überzeugungsbildung als zutreffend 
angesehenen Befunde auf dem ihm vorgelegten Mobbingsach-
verhalt beruhen oder warum dies nicht der Fall ist.
Dabei müssen sich besonders die der psychoanalytischen 
Schule nahestehenden Sachverständigen vor Vorfestlegungen 
in Acht nehmen, die auf eine nicht beweisbare Unterstellung 
nicht bewältigter traumatischer Primärerlebnisse gegründet 
und geeignet sind, das Krankheitsgeschehen noch zu ver-
schärfen. Tunlichst zu vermeiden ist andererseits auch eine 
die Gutachterobjektivität überschreitende Parteinahme für ein 
vermeintliches Mobbingopfer. Gutachten, in denen die vor-
stehenden Anforderungen nicht beachtet werden, sind für die 
gerichtliche Entscheidungsfindung wertlos. Für ein wirkliches 
Mobbingopfer bewirken sie im schlimmsten Fall zu seinen 
Lasten sogar die Bestätigung der gerade auch bei einer für die 
Mobbingproblematik unaufgeschlossenen Richterbank denk-
baren Vorfestlegung.
Insgesamt befindet sich der medizinische Gutachter in Zwei-
felsfällen bei der Herausfilterung einer mobbingbedingten Psy-
chotraumatisierung in einer vergleichbaren Situation, wie be-
reits das Gericht bei der Feststellung einer mobbingbedingten 
Persönlichkeitsrechtsverletzung. Er muss sich einerseits – wie 
es Bämayr [9] für den therapeutischen Bereich eindrucksvoll 
beschrieben hat – vor opferstigmatisierenden Fehleinschät-
zungen hüten, andererseits aber auch durch strikte Objektivität 
der Gefahr sogenannter Rechts- und Begehrensneurosen bei 
Mobbingtrittbrettfahrern Rechnung tragen.
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